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Liebe Mitglieder, 
 
heute erhalten Sie eine erneute BfB-Infomail zu obigen Themen. 
 
Das erwartet Sie im Neuen Jahr! 

Ein Ausblick auf die Gesetzesänderungen 2022  
Da einige der im Laufe des nächsten Jahres umzusetzenden Gesetzesänderungen  
einer gewissen Vorbereitung bedürfen, möchten wir Sie bereits jetzt entsprechend informieren: 
 

Mindestlohnerhöhung 
Ab dem 01. Januar 2022 steigt der Mindestlohn von 9,60 € auf 9,82 €/Stunde. In einem weiteren Schritt 
wird er dann zum 01.07.2022 auf 10,45 € erhöht. Problematisch wird es in den Fällen, in denen 
Mitarbeiter für bestimmte Stunden fest eingeplant werden. Wenn sich der Stundenlohn auf 9,82 € 
erhöht, muss die Monatsstundenzahl um eine Stunde herab-gesetzt werden, um die 450 €-Grenze nicht 
zu überschreiten; ab Juli 2022 dann sogar um 3 Stunden. 
 
Sonstige Beiträge  
Der Beitragssatz der sozialen Pflegeversicherung steigt zum 1. Januar 2022 außerdem um  
0,1 Prozentpunkte auf 3,4 Prozent für Kinderlose. Für Beitragszahler ohne Beitragszuschlag liegt er 
weiterhin bei 3,05 Prozent. 
 
Die weiteren Beiträge für 2022 sehen wie folgt aus: 
Rentenversicherung     18,6 Prozent 
Arbeitslosenversicherung       2,4 Prozent 
Krankenversicherung (allgemeiner Beitragssatz) 14,6 Prozent + Zusatzbeitrag 
Krankenversicherung, ermäßigter Beitragssatz 14,0 Prozent + Zusatzbeitrag 
 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer tragen die Beiträge zur Sozialversicherung je zur Hälfte (z.B. 
Krankenversicherung 7,3 Prozent bzw. 7,0 Prozent). Die pauschalierten Beiträge für geringfügig 
Beschäftigte sind ausschließlich an die Minijob-Zentrale abzuführen. 
 
 
...weiter auf Seite 2! 



 

Diese betragen 2022: 
Krankenversicherung      13,00 Prozent 
Rentenversicherung      15,00 Prozent 
 
Geringverdiener mit einem Minijob zahlen in Deutschland bis zu einem monatlichen Gehalt von 450 € 
keine Sozialversicherungsbeiträge. 

 
Auch Auszubildende erhalten mehr Lohn 
Zum Jahresbeginn 2022 wird der Azubi-Mindestlohn angepasst. Ab 01. Januar 2022 sind für das erste 
Ausbildungsjahr mindestens 585 € monatlich und ab 2023 mindestens 620 € zu zahlen.  
 
Weitere Erhöhungen gibt es pro Lehrjahr: 18 Prozent mehr stehen den Azubis im zweiten, 35 Prozent 
mehr im dritten und schließlich 40 Prozent mehr im vierten Ausbildungsjahr zu. Dringend zu beachten 
ist aber, dass unabhängig von der nun vereinbarten fixen Lohnuntergrenze Auszubildende weiterhin 
nach § 17 Berufsbildungsgesetz (BBiG) einen gesetzlichen Anspruch auf angemessene Ausbildungs-
vergütung haben.  
 
Sofern einschlägige Tarifverträge nicht bestehen, sind als Maßstab Branchentarifverträge 
heranzuziehen. Das Bundesarbeitsgericht hat bei einer Unterschreitung des Lohnes um 20 Prozent eine 
Unverhältnismäßigkeit bejaht und beispielsweise einem Azubi deswegen eine Nachzahlung von mehr 
als 21.000 € zugesprochen (BAG, Urteil vom 29. April 2015, Az. 9 AZR 108/14). Zu beachten bleibt, dass 
dies alles keine Gültigkeit für duale Studenten (z. B. der DHfPG) hat.  
 

Das müssen Sie bei Entgeltumwandlungen beachten 
Ab 2022 müssen Arbeitgeber zu allen Entgeltumwandlungen in der betrieblichen Altersversorgung 
(bAV) ihrer Mitarbeiter einen verpflichtenden Arbeitgeberzuschuss zahlen. Im Betriebsrenten-
stärkungsgesetz (BRSG), dessen nächste Stufe 2022 in Kraft tritt, wird geregelt, dass jeder Arbeitgeber, 
der durch die Entgeltumwandelungen des Mitarbeiters z.B. in Form von Direktversicherungen, 
Pensionskassen -oder Fonds, Anteile von Sozialversicherungsbeiträgen spart, die reale Ersparnis, aber 
höchstens 15 Prozent des umgewandelten Entgelts, als Zuschuss zahlen muss.  
 
Gibt es in einem Arbeitsverhältnis entsprechende Modelle, muss der Arbeitgeber zunächst einmal 
überprüfen, welche Sozialversicherungsbeiträge er einspart. Von der Sozialversicherungspflicht befreit 
sind Entgeltumwandlungsbeträge von höchstens 284 € im Monat (Stand 2021). Der maximale gesetzlich 
verpflichtende Arbeitgeberzuschuss beträgt daher ab 01. Januar 2022 42,60 € (= 15 Prozent). 
 

Sachbezüge: Die Freigrenze steigt! 
Die monatliche 44 €-Freigrenze für Sachbezüge wird ab Januar 2022 auf 50 € erhöht. Arbeitgeber dürfen 
dann 2022 steuerfrei 50 € als Sachbezüge für ihre Arbeitnehmer investieren. Gutscheine und Geldkarten 
müssen jedoch die Voraussetzungen des   (EStG) erfüllen, um von der Finanzverwaltung als Sachbezug 
angesehen zu werden.  
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Vorschusserhebung  
Ab 2022 gibt es einen Wechsel bei der Beitragserhebung zur Verwaltungs-Berufsgenossen-schaft (VBG). 
Statt der Erhebung des Beitrags in einer Summe rückwirkend, hat die Zahlung an den VBG zukünftig auf 
vier Abschlagszahlungen über das Jahr verteilt, im Voraus zu erfolgen. Dies gilt aber nur für 
Unternehmen, die einen entsprechend hohen Beitrag leisten. Mit der Umstellung auf die 
Vorschusserhebung wird dem Anliegen genau dieser Unternehmen mit einer hohen Beitragsbelastung 
entsprochen.  
 
Wichtig: Es wird keine Mehr- oder Doppelbelastung der Unternehmen wegen der Umstellung der 
Finanzierung auf Beitragsvorschüsse geben. 
 

Elektronische AU soll Arbeitgeber entlasten 
Am 01. Januar 2022 startet die verpflichtende Übermittlung der elektronischen 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen (eAU) durch die Praxen an die Krankenkassen. Da 2021 die 
erforderliche technische Ausstattung in den Praxen noch nicht flächendeckend vorhanden war, wurde 
die Verpflichtung zur digitalen Übermittlung von Januar 2021 auf Anfang 2022 verschoben. Das digitale 
Übermittlungsverfahren an Arbeitgeber soll erst am 1. Juli 2022 beginnen. Die Ausgestaltung des 
Datenaustauschverfahrens erfolgt aktuell auf Bundesebene. Das Ziel des eAU-Verfahrens ist es, 
Bürokratie zu vermeiden. 
 

Kassenschutzgesetz 
Es besteht seit dem 01.01.2020 nach § 146a Abs. 1 Satz 2 AO die Pflicht, „elektronische 
Aufzeichnungssysteme“ mit zertifizierten Sicherheitseinrichtungen manipulationssicher zu gestalten. 
Aufgrund der Corona-Pandemie verschob sich das Inkrafttreten der Frist zur Umstellung auf den 
31.03.2021. 
 
Sie können Ihr altes elektronisches Aufzeichnungssystem jedoch noch bis zum 31.12.2022 nutzen, wenn: 

1. die Kasse aus technischen Gründen nicht § 146a AO-konform aufrüstbar ist  
 

2. Sie das System nach dem 25.11.2010 und vor dem 01.01.2020 erworben haben und das System 
den Anforderungen des Bundesfinanzministeriums entspricht. Ob das von Ihnen erworbene 
bzw. betriebene Gerät eines Kassenherstellers diese Voraussetzungen erfüllt, erfahren Sie am 
einfachsten auf der Internetseite des Bundesamts für Sicherheit in der Informationstechnik. 

 

Resturlaubsberechnung für 2021 
Da die Arbeitgebenden noch im laufenden Jahr aufgefordert sind, ihre Mitarbeitenden zu motivieren, 
Resturlaubsansprüche zu beantragen, stellt sich nun die akute Frage, wie viele Resturlaubstage die 
Mitarbeitenden noch haben.  
 
Genehmigt der Arbeitgebende (AG) zu wenig Urlaubstage, können die Arbeitnehmenden (AN) diese 
noch lange geltend machen. Der Urlaub verfällt nämlich nicht, wenn AG die AN nicht aufgefordert hat, 
den Urlaub auch zu nehmen.  
 
...weiter auf Seite 4 
 



 

Das Problem ergibt sich in diesem Jahr bei der Berechnung des Urlaubs während der Zeit der Kurzarbeit 
„0“. Das Landesarbeitsgericht Düsseldorf (LAG Düsseldorf, Urteil vom 12. März 2021 – 6 Sa 824/20) hat  
entschieden, dass die Zeiträume, in denen für den Arbeitnehmenden KuG „0“ beantragt und genehmigt 
war, der Urlaub für die entsprechenden vollen Monate gekürzt werden dürfte. Danach dürfte der 
Arbeitgebende bei einem Grundurlaubsanspruch von 20 Tagen in einem Jahr, in dem 5 volle Monate 
KuG „0“ angeordnet waren, den Urlaub um 8,3 ( ~8) Tage kürzen.  
 
Allerdings ist das Urteil noch nicht rechtskräftig. Das Bundesarbeitsgericht entscheidet erst am 
30.11.2021 über die Rechtmäßigkeit der Urlaubskürzung. Spätestens nach diesem Urteil muss das 
Unternehmen tätig werden.  
 
Entweder es bleibt bei der Kürzung, dann muss der Arbeitgebende auf nichts weiter hinweisen und 
braucht auch nur den gekürzten Urlaub zu genehmigen oder das BAG entscheidet, dass es zu keiner 
Kürzung kommen darf. Dann sollte jeder Arbeitgebende die Mitarbeitenden sofort auffordern, den 
Resturlaub zu beantragen! 
 
Herzliche Grüße und eine schöne Restwoche! 
 
 
Ihr Bundesfachverband Besonnung e. V.       
 
 
 
Quelle: DSSV e. V. 


